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15. Abg. Peer Lilienthal (fraktionslos) 

 

 

Von der Landtagsverwaltung: 

Regierungsrätin Keuneke. 

 

 

Vom Gesetzgebungs- und Beratungsdienst: 

Ministerialrätin Dr. Schröder.  

 

 

Niederschrift: 

Regierungsdirektorin Dr. Kresse,  

Beschäftigter Dr. Schmidt-Brücken, Stenografischer Dienst. 

 

 

Sitzungsdauer: 10.17 Uhr bis 11.50 Uhr.  
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Außerhalb der Tagesordnung: 

Behandlung der Eingabe 01582/11/18 

Vors. Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) teilte mit, 

dass der Petitionsausschuss zu der o. g. Eingabe 

beschlossen habe, den Ausschuss für Haushalt 

und Finanzen um eine Stellungnahme zu bitten. 

Da die Eingabe des Petenten Angaben enthalte, 

die dem Steuergeheimnis nach § 30 Abgaben-

ordnung unterfielen, werde diese vertraulich be-

handelt. 

Anlässlich einer entsprechenden Anfrage seitens 

der Landtagsverwaltung hätten inzwischen so-

wohl der Petent als auch die Landesregierung je-

weils ihr Einverständnis erteilt, dass die jeweiligen 

Unterlagen - die Eingabe und die Stellungnahme 

der Landesregierung - auch dem Ausschuss für 

Haushalt und Finanzen zur Verfügung gestellt 

werden dürften. 

Da der Vorgang sehr umfangreich sei und ca. 

sechs Aktenordner umfasse, schlage er, Vors. 

Abg. Wenzel, vor, dass die Landtagsverwaltung 

den Arbeitskreissprechern und der Arbeitskreis-

sprecherin der Fraktionen sowie dem Abg. Herrn 

Lilienthal als beratendem Ausschussmitglied in 

der heutigen Sitzung eine ca. 60-seitige Kurzfas-

sung der Petition nebst Stellungnahmen der Lan-

desregierung als Papierausfertigung übergebe. 

Diese Kurzfassung und die übrigen ca. sechs Ak-

tenordner könnten bei Bedarf von allen Aus-

schussmitgliedern bei der Landtagsverwaltung 

eingesehen werden. 

Die vertraulich zu behandelnde Eingabe werde 

auf der Tagesordnung der 130. Sitzung des 

Haushaltsausschusses am 30. Juni 2021 stehen.  

* 

Der Ausschuss war mit diesem Verfahrensvor-

schlag einverstanden. Die in Rede stehenden Un-

terlagen wurden sodann von der Landtagsverwal-

tung an die Arbeitskreissprecherin und -sprecher 

der Fraktionen sowie an Abg. Lilienthal verteilt.  

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 1: 

Vorlagen 

 

Vorlage 377  

Wiederbesetzung von Stellen gemäß Nr. 4 der 

Allgemeinen Bestimmungen zu den Personalaus-

gaben (Kapitel 0401, 0406, 0820, 1101, 1501, 

1601) - Sammelübersicht 

Schreiben des MF vom 10.06.2021 

Az.: 12 1 - 040311 224112021-05 

Der Ausschuss nahm die Vorlage ohne Aus-

sprache zur Kenntnis.  

 

Vorlage 378 

Großgeräteprogramm (Haushalt 2021) - Epl. 06, 

Kapitel 0604, Titelgruppe 70 - 73 Hochschule: 

Universität Göttingen 

Schreiben des MWK vom 14.06.2021 

Az.: 45 - 10-20-F-04 

Der Ausschuss stimmte der Vorlage ohne Aus-

sprache einstimmig zu.  

 

*** 
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Tagesordnungspunkt 2: 

Veräußerung von rund 35 ha Kiesabbauflä-

chen im Landkreis Nienburg (ehemalige Do-

mäne Schinna) 

Antrag der Landesregierung - Drs. 18/9496 

direkt überwiesen am 14.06.2021 

AfHuF 

 

Beratung 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) fragte, ob die 

Landesregierung etwas dazu sagen könne, wie 

viel Grundsteuer für das in Rede stehende Grund-

stück vor der Veräußerung gezahlt worden sei 

bzw. wie viel nach der Veräußerung gezahlt wer-

den müsse. Hintergrund dieser Frage sei, inwie-

fern sich die Tatsache, dass ein jetzt landwirt-

schaftlich genutztes Grundstück künftig bergbau-

lich genutzt werde, mit Blick auf die Grundsteuer-

last auswirke. Denn dieses Grundstück gewinne 

durch die bergbauliche Nutzung um ein Vielfa-

ches an Wert, wie der Antrag der Landesregie-

rung zeige.  

Abg. Ulf Thiele (CDU) merkte an, dass eine mög-

liche Antwort der Landesregierung auf die Frage 

nach der Grundsteuerlast für dieses konkrete 

Grundstück unter das Steuergeheimnis falle und 

deshalb nicht einmal in vertraulicher Sitzung ge-

geben werden könnte. Vor diesem Hintergrund 

biete es sich aus seiner, Thieles, Sicht eher an, 

die Landesregierung um eine allgemeine Muster-

berechnung bzw. einen Vergleich einer durch-

schnittlichen Kiesabbaufläche mit einer durch-

schnittlichen landwirtschaftlichen Nutzfläche zu 

bitten. 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) entgegnete, da 

das Grundstück noch dem Land gehöre, müsste 

aus seiner Sicht die Frage geklärt werden kön-

nen, in welcher Höhe Grundsteuer jeweils bei 

bergbaulicher oder landwirtschaftlicher Nutzung 

anfalle.  

MR’in Sachs (MF) erklärte, hinsichtlich einer 

bergbaulichen Nutzung gebe es Sonderbestim-

mungen, die sie allerdings nicht ad hoc nennen 

könne. Sie bot an, dem Ausschuss bis zur nächs-

ten Sitzung eine entsprechende allgemeine Zu-

sammenstellung zur Verfügung zu stellen.1 

 

Beschluss 

Der Ausschuss empfahl dem Landtag, die von 

der Landesregierung beantragte Zustimmung zu 

der Veräußerung zu erteilen.  

Zustimmung: SPD, CDU, FDP 

Ablehnung: GRÜNE 

Enthaltung: - 

 

*** 

                                                
 
1 MR’in Sachs (MF) hat mit E-Mail vom 24. Juni 2021 
Informationen hierzu nachgereicht (Anlage 1). 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09001-09500/18-09496.pdf
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Tagesordnungspunkt 3: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 

Kirchensteuerrahmengesetzes 

Gesetzentwurf der Landesregierung - 

Drs. 18/9483 

direkt überwiesen am 10.06.2021 

federführend: AfHuF  

mitberatend: AfRuV 

 

Beginn der Beratung und Verfahrensfragen 

MR Bernhardt (MF) stellte den Inhalt und die Zie-

le sowie die haushaltsmäßigen Auswirkungen des 

Gesetzentwurfs im Sinne der Begründung zum 

Gesetzentwurf vor.  

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) sprach an, dass in 

Nr. 3 d, § 2 Abs. 5, des Gesetzentwurfs geregelt 

sei, dass Kirchensteuer - Landes-(Diözesan-)Kir-

chensteuer in Nr. 1 und Ortskirchensteuer in Nr. 2 

- von der kirchenangehörigen Person insoweit er-

hoben werden könne, als sie Eigentümerin von 

Grundbesitz im Bezirk ihrer Landeskirche bzw. 

einer Kirchengemeinde, sei. Er fragte, inwiefern 

das Kirchensteuererhebungsrecht darauf abhebe, 

ob jemand Grundbesitz in einer bestimmten Kir-

chengemeinde oder in einem Landeskirchenbe-

zirk habe bzw. welche Rolle der Grundbesitz 

überhaupt mit Blick auf die Kirchensteuererhe-

bung spiele.  

StAR Schwarz (MF) führte aus, das Kirchensteu-

errahmengesetz gelte schon seit mehreren Jahr-

zehnten und sei die Rechtsgrundlage für die Kir-

chen, Kirchensteuer zu erheben. Die Umsetzung 

erfolge allerdings über eigene Steuerordnungen 

der Kirchen. Darin sei z. B. geregelt, dass 9 % 

Kirchensteuer von der Lohnsteuer bzw. Einkom-

mensteuer erhoben würden. Das Kirchensteuer-

rahmengesetz gebe den Kirchen aber grundsätz-

lich auch die Möglichkeit, Kirchensteuern als 

Steuer vom Grundbesitz zu erheben. Inwieweit 

die Kirchen bisher von der Möglichkeit Gebrauch 

gemacht hätten, Steuer vom Grundbesitz zu er-

heben, könne er, Schwarz, nicht beantworten.2 

                                                
 
2 MR Bernhardt (MF) hat eine Konkretisierung seiner 

Antwort mit E-Mail vom 23. Juni 2021 nachgereicht 
(Anlage 2).  

Auf eine entsprechende Frage des Vors. Abg. 

Stefan Wenzel (GRÜNE) erklärte MR’in 

Dr. Schröder (GBD), der GBD werde den Ge-

setzentwurf, wie üblich, prüfen und erforderlichen-

falls eine mit dem Finanzministerium abgestimmte 

Vorlage dazu erarbeiten.  

* 

Der Ausschuss kam überein, die Beratung fort-

zusetzen, sobald der GBD die Prüfung des Ge-

setzentwurfs abgeschlossen und gegebenenfalls 

eine Vorlage dazu vorgelegt hat.  

 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09001-09500/18-09483.pdf
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Tagesordnungspunkt 4: 

a) Entwurf eines Niedersächsischen Grund-

steuergesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der 

Fraktion der CDU - Drs. 18/8995 

b) Steuerungeheuer bezwingen - Grundsteuer 

B abschaffen! 

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/3644 

c) Grundsteuer erhalten - Gerechtigkeit wah-

ren - Kommunen unterstützen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/3845 

d) Für ein smartes Steuersystem: Niedersach-

sen verdient ein einfaches und gerechtes 

Flächenmodell bei der Grundsteuer 

Antrag der Fraktion der FDP - Drs. 18/9068 

Zu a) direkt überwiesen am 15.04.2021 

federführend: AfHuF  

mitberatend: AfRuV  

mitberatend gem. § 28 Abs. 4 GO LT: AfIuS 

Zu b) erste Beratung: 49. Plenarsitzung am 

16.05.2019  

AfHuF 

Zu c) direkt überwiesen am 31.05.2019  

AfHuF 

Zu d) erste Beratung: 108. Plenarsitzung am 

30.04.2021  

AfHuF 

zuletzt behandelt: 128. Sitzung am 16.06.2021 

(Beratung auf Grundlage der GBD-Vorlage 13 

zu a) 

 

Fortsetzung der Beratung auf Grundlage der 

Vorlage 15 zu a 

Beratungsgrundlage: Vorlage 15 (Stand der Bera-

tungen auf Grundlage der Vorlage 13 zuzüglich 

der Änderungsvorschläge der Fraktionen der SPD 

und der CDU in Vorlage 14 und ergänzende For-

mulierungsvorschläge und Anmerkungen des 

GBD) 

MR’in Dr. Schröder (GBD) trug die Formulie-

rungsvorschläge und Anmerkungen des GBD im 

Sinne der Vorlage 15 vor. Insoweit wird auf die 

Vorlage 15 verwiesen. 

Eine Aussprache ergab sich zu folgenden Para-

grafen: 

 

§ 1 - Steuergegenstand, Berechnungsformel 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) führte zu Ab-

satz 4 Satz 2 aus, die Aufnahme der nach dem 

Änderungsvorschlag der Koalitionsfraktionen 

(Vorlage 14) vorgesehenen, vom Bundesrecht 

abweichende Regelung, nach der bei Gebäuden 

auf fremdem Grund und Boden der Grund und 

Boden dem Eigentümer desselben und die Ge-

bäude deren wirtschaftlichem Eigentümer zuzu-

rechnen seien, sei nicht nachvollziehbar, da hier 

aus seiner, Wenzels, Sicht kein abweichender 

Regelungsbedarf bestehe. Denn in Fällen, in de-

nen ein Gebäude auf fremdem Grund und Boden 

errichtet werde, werde in der Regel vertraglich 

u. a. vereinbart, welche der Vertragsparteien die 

Grundsteuer zu entrichten habe.  

Zudem würden mit der Abweichung vom Bundes-

recht neue rechtliche Kategorien geschaffen, die 

die Gesetzesanwendung durch die Finanzbehör-

den verkomplizierten. 

MR’in Sachs (MF) erläuterte, die Regelung, dass 

Gebäude auf fremdem Grund und Boden und der 

Grund und Boden selbst grundsteuerlich als ei-

genständige Wirtschaftseinheiten behandelt wer-

den könnten, sei nicht neu. Vielmehr setze man 

damit die bereits vor der Grundsteuerreform auf 

Bundesebene geltende Regelung zur Behandlung 

von Grund und Boden und Gebäudefläche bei ge-

trennter Eigentümerschaft fort. Insofern entstehe 

den Finanzbehörden kein Mehraufwand durch die 

im Änderungsvorschlag vorgesehene Landesre-

gelung. 

Überdies sei eine gesetzliche Trennung in der Ei-

gentumszurechnung in solchen Fällen sachge-

recht. Sie befreie die betreffenden Grundstücks-

eigentümer von der Notwendigkeit entsprechen-

der vertraglicher Vereinbarungen.  

MR’in Dr. Schröder (GBD) wies ergänzend da-

rauf hin, dass Gebäude auf fremdem Grund und 

Boden bisher nach § 70 Abs. 3 des Bewertungs-

gesetzes (BewG) als eigenständige Grundstücke 

gegolten hätten. Die mit dem Änderungsvorschlag 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/08501-09000/18-08995.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03501-04000/18-03644.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03501-04000/18-03845.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_10000/09001-09500/18-09068.pdf
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der Koalitionsfraktionen vorgesehene Behandlung 

solcher Fälle entspreche § 94 Abs. 1 Satz 1 

BewG. Infolge der Grundsteuerreform im Bundes-

recht sei dort zukünftig eine andere Behandlung 

solcher Grundstücke vorgesehen. 

Abg. Ulf Thiele (CDU) merkte an, neben der 

Fortsetzung der geltenden Rechtslage im Grund-

steuerrecht an dieser Stelle bezwecke die Abwei-

chung vom Bundesrecht insofern eine Vereinfa-

chung, als andernfalls jede einzelne vertragliche 

Vereinbarung zu den betreffenden Eigentumsver-

hältnissen gegenüber dem Finanzamt erklärt bzw. 

von diesem abgefragt werden müsste. Demge-

genüber sei es sachlogisch, den jeweiligen 

Grundstückseigentümer als steuerpflichtig anzu-

sehen. 

Die Regelung sei überdies erforderlich, um die 

Vereinfachung der Grundsteuererklärung als wei-

teres Ziel des Gesetzentwurfs auch in den häufig 

auftretenden Fällen von Gebäuden auf fremdem 

Grund und Boden zu erreichen. Die zu diesem 

Zweck vorgesehene Bereitstellung der für die Er-

klärung benötigten Daten durch das Land wäre 

nicht ohne Weiteres möglich, wenn zunächst in 

jedem Einzelfall vertraglich geregelte Eigentums-

verhältnisse durch die Finanzbehörden in Erfah-

rung gebracht werden müssten. 

Die Regelung beziehe sich zudem lediglich auf 

die Frage, wer gegenüber den Finanzbehörden 

grundsteuerpflichtig sei. Davon unberührt bleibe 

die Möglichkeit, die Verteilung der Steuerlast zwi-

schen den jeweiligen Eigentümern von Grundstü-

cken bei Gebäuden auf fremdem Grund und Bo-

den nach BGB vertraglich zu regeln. Gleiches gel-

te sowohl für erbbaurechtliche wie auch Mietver-

träge. 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) machte geltend, 

dass üblicherweise derjenige grundsteuerpflichtig 

sei, der im Grundbuch als Eigentümer eingetra-

gen sei. Er, Wenzel, halte es für sehr unwahr-

scheinlich, dass in Fällen von getrennten Eigen-

tumsverhältnissen beispielsweise im Rahmen von 

Pachtverträgen nicht privatrechtlich geregelt sei, 

wer welche Abgaben zu tragen habe. 

Hinzu komme, dass in Fällen von Gebäuden auf 

fremdem Grund und Boden der wirtschaftliche Ei-

gentümer der Gebäude, auf die der Änderungs-

vorschlag der Koalitionsfraktionen abstelle, mitun-

ter behördlich nicht bekannt sei, wenn er weder 

im Grundbuch noch im Handelsregister oder im 

Transparenzregister eingetragen sei. 

Mit der durch die Regelung begründeten separa-

ten grundsteuerlichen Veranlagung von Grund 

und Boden einerseits und Gebäuden andererseits 

würden die steuerlich getrennten wirtschaftlichen 

Einheiten, zu denen es möglicherweise privat-

rechtliche Vereinbarungen gebe, letztlich zu Ge-

genständen öffentlichen Verwaltungshandelns 

gemacht. Anstatt zu regeln, dass der im Grund-

buch eingetragene Eigentümer steuerpflichtig 

sein solle, was einfacher wäre, werde hiermit zu-

sätzlicher Verwaltungsaufwand erzeugt. 

Zudem stehe die Finanzverwaltung in den betref-

fenden Fällen infolge dieser Regelung vor der 

Frage, ob der Grund und Boden unter einem je-

weiligen Gebäude Eigentum des Gebäudeeigen-

tümers oder des Eigentümers des umgebenden 

Grund und Bodens sei. 

Abg. Ulf Thiele (CDU) wandte ein, im Fall von 

Gebäuden auf fremdem Grund und Boden gälten 

einerseits die Fläche unter dem Gebäude ge-

meinsam mit der das Gebäude umgebenden Flä-

che und andererseits die Gebäudefläche jeweils 

als eine separate wirtschaftliche Einheit. Die Flä-

che des Grund und Bodens würde also wie bisher 

in Gänze erfasst.  

MR’in Sachs (MF) ergänzte, auch wenn es prin-

zipiell denkbar sei, hier nicht vom Bundesrecht 

abzuweichen, habe man sich dafür entschieden, 

sich an dieser Stelle an der bislang gültigen 

Rechtslage zu orientieren, die den Steuerpflichti-

gen bekannt und deren Anwendung durch die Fi-

nanzbehörden etabliert sei. 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) sagte, ob die Re-

gelung notwendig sei, sei möglicherweise abhän-

gig davon, ob hinreichend viele Anwendungsfälle 

vorlägen, und fragte vor diesem Hintergrund, ob 

es Informationen zu Fallzahlen und der insgesamt 

betroffenen Landesfläche bei Fällen von Gebäu-

den auf fremdem Grund und Boden gebe.  

MR’in Sachs (MF) sagte zu, zu prüfen, ob Anga-

ben hierüber vorlägen, und diese gegebenenfalls 

nachzuliefern.3 

Abg. Frauke Heiligenstadt (SPD) führte aus, 

durch eine Regelung, wie sie Abg. Wenzel vorge-

schlagen habe, zur grundsteuerlichen Veranla-

gung allein des Eigentümers des Grund und Bo-

dens in Fällen getrennter Eigentümerschaft ohne 

                                                
 
3 MR’in Sachs (MF) hat mit E-Mail vom 24. Juni 2021 
weitere Ausführungen hierzu nachgereicht (Anlage 1). 
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Not vom bisherigen rechtlichen Status quo abzu-

weichen, würde aus ihrer, Frau Heiligenstadts, 

Sicht zu erheblichen Unklarheiten und überdies 

auch nicht zu einer Vereinfachung führen, da sehr 

viele betreffende Fälle vertraglich neu geregelt 

und diese Verträge notariell beurkundet werden 

müssten. Dies könne nicht Ziel des Gesetzgebers 

sein. Demgegenüber ermögliche die Fortschrei-

bung der bestehenden Regelung eine effiziente 

Grundsteuerveranlagung.  

 

§ 5 - Grundsteuermesszahlen 

Abg. Frauke Heiligenstadt (SPD) fragte zu der in 

Absatz 2 geregelten Ermäßigung der Grundsteu-

ermesszahl für den Äquivalenzbetrag der Wohn-

flächen bei Grundstücken mit enger räumlicher 

Verbindung zu einem Betrieb der Land- und 

Forstwirtschaft, ob Grundstücke, die zwar nicht in 

enger räumlicher Verbindung zu einem solchen 

Betrieb stünden, auf denen aber in dem Betrieb 

tätige Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

wohnten, nach dem Gesetzentwurf der Grund-

steuer A oder der Grundsteuer B unterfielen. 

MR’in Sachs (MF) antwortete, zwar werde gere-

gelt, dass alle Grundstücke, die der Wohnnutzung 

dienten, der Grundsteuer B unterfielen. Allerdings 

sehe die in Absatz 2 geregelte Ausnahme vor, 

dass mindestens eine Bewohnerin oder ein Be-

wohner durch eine mehr als nur gelegentliche Tä-

tigkeit in dem jeweiligen Betrieb an diesen ge-

bunden und das betreffende Wohngebäude in 

engem räumlichem Zusammenhang mit dem Be-

trieb der Land- und Forstwirtschaft stehen müsse. 

Damit seien auch Wohngebäude von Arbeitneh-

merinnen und Arbeitnehmern wie Saison- und 

ständigen Arbeitskräften inkludiert, die insofern 

nicht anders behandelt würden als Betriebsinha-

berinnen und -inhaber, zu ihrem oder seinem 

Haushalt gehörende Familienangehörige und Al-

tenteiler. 

Bestehe keine enge räumliche Verbindung mit 

dem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb, gelte 

es ebenfalls als der Grundsteuer B unterfallendes 

Gebäude, auf das die Ausnahmeregelung aber 

nicht anzuwenden sei. 

 

 

 

Änderungsvorschlag der Fraktion der FDP  

zu a (Vorlage 16) 

Abg. Christian Grascha (FDP) stellte den Ände-

rungsvorschlag der Fraktion der FDP vor und er-

klärte, dieser basiere auf der GBD-Vorlage 15 

und greife Diskussionspunkte der Anhörung zum 

Gesetzentwurf auf.  

Im Wesentlichen würden drei Änderungen vorge-

schlagen: 

Erstens schlage die FDP-Fraktion vor, § 4 - Lage-

Faktor - zu streichen, da sie für ein reines Flä-

chenmodell plädiere. Ein solches sei sowohl hin-

sichtlich seiner Rechtssicherheit als auch mit 

Blick auf die Verringerung von Verwaltungsauf-

wand zu bevorzugen. 

Zweitens sehe der Änderungsvorschlag vor, in ei-

nem einzufügenden § 11 a - Abweichende Rege-

lungen - die Möglichkeit der Einführung einer 

Grundsteuer C durch die Kommunen auszu-

schließen. 

Drittens solle die in den §§ 7 und 8 geregelte Frist 

zur Anzeige von Veränderungen bis zum 30. Juni 

des Folgejahres der Verhältnisveränderung ver-

längert werden, um den Steuerzahlerinnen und 

-zahlern mehr Zeit für die Erfüllung der Anzeige-

pflicht zu geben. 

Abg. Frauke Heiligenstadt (SPD) kündigte für 

die Fraktion der SPD an, den Änderungsvor-

schlag abzulehnen. Zur Begründung führte sie 

aus, zum einen sei der Lage-Faktor wichtig, um 

innerhalb einer Gemeinde hinsichtlich des Grund-

steueräquivalents differenzieren zu können. 

Zum anderen sei die SPD-Fraktion gegenteiliger 

Auffassung, was den Vorschlag anbelange, die 

Möglichkeit der Einführung einer Grundsteuer C 

auszuschließen. Auch im Rahmen der Anhörung 

seien keine Argumente von den Anzuhörenden 

dafür angeführt worden, warum von der Möglich-

keit der Einführung einer Grundsteuer C Abstand 

genommen werden sollte. 

Abg. Ulf Thiele (CDU) erklärte namens der Frak-

tion der CDU, diese werde den Änderungsvor-

schlag ebenfalls ablehnen.  

Die Koalitionsfraktionen zweifelten hinsichtlich 

des von Abg. Grascha angesprochenen Themas 

der Rechtssicherheit nicht daran, dass das auf 

dem Äquivalenzprinzip basierende Flächen-Lage-
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Modell den Vorgaben des Bundesverfassungsge-

richts entspreche.  

Auch sei es mit Blick auf die Verteilung der Steu-

erlast geboten, durch Ergänzung des Parameters 

der Fläche um einen Lage-Faktor eine Differen-

zierung hinsichtlich der Frage vorzunehmen, in 

welchem Maße Grundstückseigentümer bzw. 

-nutzer potenziell an öffentlichen kommunalen 

Gütern partizipierten. Daher sei das Flächen-

Lage-Modell und nicht ein reines Flächenmodell 

gewählt worden. 

Im Falle einer gerichtlichen Überprüfung der 

Grundsteuerregelung müsse rechtlich begründet 

werden können, warum Eigentümer oder wirt-

schaftliche Nutzer einer Immobilie im Einzelnen 

für eine Steuer herangezogen würden, die der Fi-

nanzierung allgemeiner, nicht gebührenfinanzier-

ter kommunaler Leistungen diene. Es sei selbst-

verständlich, dass nicht jede gleich große Fläche 

grundsteuerlich gleich veranlagt werden könne, 

da sie sich gegebenenfalls hinsichtlich der Mög-

lichkeit der Nutzung dieser Leistungen teils erheb-

lich unterschieden. 

Da das zu wählende Grundsteuermodell zugleich 

möglichst einfach und praktikabel ausgestaltet 

sein müsse, biete es sich für die entsprechende 

Differenzierung im Rahmen eines auf dem Äqui-

valenzprinzip basierenden Modells an, das durch 

einen Exponenten gedämpfte Verhältnis des Bo-

denrichtwerts des einzelnen Grundstücks zum 

durchschnittlichen Bodenrichtwert der Gemeinde 

als Lage-Faktor heranzuziehen. 

Er, Thiele, bedaure, dass die FDP-Fraktion mit ih-

rem Änderungsvorschlag erkennen lasse, dass 

sie den Gesetzentwurf ablehnen werde. Die FDP-

Fraktion in der schleswig-holsteinischen Regie-

rungskoalition habe ein Grundsteuergesetz nach 

Vorbild des niedersächsischen bzw. hessischen 

Flächen-Lage-Modells befürwortet, sich damit 

letztlich aber nicht gegen den grünen Koalitions-

partner durchsetzen können. Vor diesem Hinter-

grund hätte er, Thiele, es begrüßt, wenn auch die 

FDP-Fraktion im Niedersächsischen Landtag die 

Einführung des Flächen-Lage-Modells trotz ihrer 

Oppositionsrolle mitgetragen hätte. Auch habe er 

den Eindruck gewonnen, dass in vielen Punkten 

inhaltlicher Konsens bestehe. 

Abg. Christian Grascha (FDP) führte aus, seine 

Fraktion sei nicht grundsätzlich gegen den Ge-

setzentwurf der regierungstragenden Fraktionen. 

Zumindest sei dieser einer Übernahme der Bun-

desregelung vorzuziehen. 

Jedoch vertrete die FDP-Fraktion - ungeachtet 

des Vorschlags der schleswig-holsteinischen 

FDP-Landtagsfraktion, die sich im Gegensatz zur 

niedersächsischen in einer Regierungskoalition 

befinde - zu einigen Punkten andere Positionen, 

die mit dem Änderungsvorschlag zum Ausdruck 

kämen. Überdies sei der vorliegende Gesetzent-

wurf ein Kompromiss zwischen den Koalitions-

fraktionen, den die FDP-Fraktion so nicht mittra-

gen werde. 

Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) kündigte für seine 

Fraktion an, sowohl den Gesetzentwurf der Koali-

tionsfraktionen als auch den Änderungsvorschlag 

der FDP-Fraktion abzulehnen.  

Er führte aus, auch wenn mit Blick auf die aus 

seiner, Wenzels, Sicht durchaus komplexe Bun-

desregelung zum Teil befürchtet werde, dass die 

Steuerverwaltung diese nicht rechtzeitig umset-

zen könne, habe die Fraktion der Grünen Beden-

ken, abweichend vom Bundesmodell nicht auf ei-

ne Wertäquivalenz im Sinne des Grundstücks-

werts als Äquivalent der Grundsteuer abzustellen.  

Vorstellbar sei demgegenüber auch ein modifi-

ziertes Bodenwertmodell, in dem durch geeignete 

Faktoren sichergestellt werden könnte, dass der 

Wert aufstehender Gebäude berücksichtigt wer-

de. Die Bodenrichtwerte bildeten diese Werte ab 

und böten den Vorteil, bereits erhoben und ein-

fach verfügbar zu sein. Ein Modell auf dieser 

Grundlage wäre deutlich einfacher handhabbar 

als das vorgeschlagene Flächen-Lage-Modell. 

Problematisch an diesem sei insbesondere, dass 

ihm nicht die angesprochene Wertäquivalenz, 

sondern eine Nutzenäquivalenz zugrunde liege. 

Daraus ergäben sich zum einen potenzielle Pro-

bleme hinsichtlich der gerechten Lastenverteilung 

insofern, als in einigen Fällen nicht nachvollzieh-

bar sein könnte, warum bestimmte Steuerpflichti-

ge höher als andere belastet würden. Zum ande-

ren könnte die Frage aufgeworfen werden, ob be-

stimmte, über die Grundsteuer finanzierte kom-

munale Leistungen möglicherweise bereits durch 

Gebühren und Beiträge abgegolten seien, sodass 

gegebenenfalls eine Doppelbesteuerung vorliege. 

Diese Fragen würden seiner, Wenzels, Auffas-

sung nach absehbar gerichtlich geklärt werden. 

Daher sollte von vornherein ausgeschlossen wer-
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den, dass die Steuerbasis infolge entsprechender 

Rechtsprechung gefährdet werde. 

 

Beantwortung offener Fragen durch den GBD 

MR’in Dr. Schröder (GBD) schickte voraus, dass 

für die Prüfung der Fragen nur sehr wenig Zeit zur 

Verfügung gestanden habe, sodass die Antwor-

ten unter dem Vorbehalt einer gegebenenfalls nur 

eingeschränkten Belastbarkeit stünden. 

Zur Umlage der Grundsteuer auf Mieter 

Zu der in der 123. Sitzung am 21. April 2021 ge-

stellten Frage des Abg. Wenzel, ob das Land eine 

Regelung treffen könne, wonach die Grundsteuer 

nicht auf Mieter umgelegt werden dürfe, führte 

Frau Dr. Schröder aus, es sei nach Ansicht des 

GBD sehr zweifelhaft, ob die erforderliche Ge-

setzgebungskompetenz des Landes bestehe. 

Zunächst stelle sich die Frage, welchem Kompe-

tenztitel dieser Regelungsgegenstand zuzuord-

nen wäre. Infrage käme zum einen derjenige der 

Grundsteuer, womit dann grundsätzlich eine kon-

kurrierende Bundesgesetzgebungskompetenz mit 

einer Abweichungskompetenz der Länder be-

stünde. Infrage käme aber auch eine Zuordnung 

des Regelungsgegenstands zum Mietrecht, so-

dass dann die konkurrierende Bundesgesetzge-

bungskompetenz für das bürgerliche Recht nach 

Artikel 74 Abs. 1 Nr. 1, Artikel 72 Abs. 1 GG be-

stünde. 

Dabei enthalte das Grundgesetz nach der Recht-

sprechung des Bundesverfassungsgerichts (siehe 

zuletzt das Urteil zum Berliner Mietendeckel) eine 

vollständige Verteilung der Gesetzgebungszu-

ständigkeiten auf den Bund und die Länder. Es 

gebe demnach keine Doppelzuständigkeiten. Der 

Kompetenzbereich der Länder werde hierbei 

durch die Reichweite der Bundeskompetenzen 

bestimmt. 

Die Zuordnung einer Regelung zu Kompetenzti-

teln erfolge nach dem Bundesverfassungsgericht 

dabei anhand ihres unmittelbaren Regelungsge-

genstandes, ihrer Wirkungen, ihrer Adressaten 

sowie des Normzwecks. Eine gesetzliche Rege-

lung sei dem Kompetenztitel zuzuordnen, den sie 

speziell und nicht lediglich allgemein behandele. 

Eine lediglich reflexhafte Berührung oder eine Be-

rührung als Annex genügten insoweit nicht. 

Die Regelung zur Umlagefähigkeit der Grund-

steuer auf die Mieter finde sich nun in den Vor-

schriften des BGB zu (Wohnraum-)Mietverhält-

nissen, genauer im Kapitel über die Miete. § 556 

Abs. 1 BGB regele, dass die Mietvertragsparteien 

vereinbaren könnten, dass der Mieter die Be-

triebskosten trage. Dort sei ebenfalls geregelt, 

dass insoweit die Betriebskostenverordnung (Be-

trKV) gelte - zumindest solange der Bund nicht 

von der Ermächtigung Gebrauch gemacht habe, 

hierzu eine neue Verordnung zu erlassen, was 

bisher nicht der Fall gewesen sei. 

§ 2 Nr. 1 BetrKV sehe vor, dass zu den Betriebs-

kosten auch laufende öffentliche Lasten des 

Grundstücks zählten. Hierzu gehöre namentlich 

auch die Grundsteuer. Dies stimme mit § 12 des 

Grundsteuergesetzes (GrStG) überein, wonach 

die Grundsteuer als öffentliche Last auf dem 

Steuergegenstand ruhe. 

Die Betriebskosten würden damit als Teil der ver-

einbarten Miete im Sinne des § 535 Abs. 2 BGB 

verstanden, die der Mieter dem Vermieter auf-

grund des Mietvertrags zu entrichten habe. Sie 

seien nach der Systematik des Gesetzes Be-

standteil der Miete. Die derzeit geltenden Rege-

lungen sprächen also für eine Zuordnung zum Zi-

vilrecht.  

Das Bundesverfassungsgericht halte es dabei für 

die Zuordnung zum Kompetenztitel des bürgerli-

chen Rechts auch für entscheidend, ob durch ei-

ne Vorschrift Privatrechtsverhältnisse geregelt 

würden, also die Rechtsverhältnisse zwischen 

Privaten und die sich aus ihnen ergebenden 

Rechte und Pflichten. 

Das gelte auch, soweit Regelungen des Privat-

rechts im normativen Zusammenhang mit einzel-

nen öffentlich-rechtlichen Vorschriften stünden 

und vom Traditionszusammenhang des bürgerli-

chen Rechts umfasst würden, sofern der Rege-

lungsschwerpunkt im Privatrecht verbleibe.  

Ein sozialstaatlich motivierter Eingriff in das 

Marktgeschehen mit dem Ziel, soziale Disparitä-

ten auszugleichen oder zu beseitigen, lasse den 

Kompetenztitel des Artikels 74 Abs. 1 Nr. 1 GG 

daher noch nicht entfallen. Das habe das Bun-

desverfassungsgericht zuletzt in der Rechtspre-

chung zum Berliner Mietendeckel ausgedrückt. 

Auch von anderer Seite - in der Literatur etwa von 

Eisele und im Ergebnis auch von Ronnecker - 

werde die Regelung der Umlagefähigkeit der 
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Grundsteuer dem Zivilrecht zugeordnet. Auch ha-

be das Bundesverfassungsgericht in einem 

Nichtannahmebeschluss ausdrücklich von der 

privatrechtlichen Zulässigkeit der Abwälzung der 

Grundsteuer auf die Wohnungsmieter gespro-

chen. Auch der Bundesfinanzhof ordne die Frage 

der Umlagefähigkeit wohl dem Zivilrecht zu. 

In der Entscheidung zum Berliner Mietendeckel 

habe das Bundesverfassungsgericht überdies 

geurteilt, dass der Bundesgesetzgeber mit den 

§§ 556 bis 561 BGB von der konkurrierenden Zu-

ständigkeit für das Mietpreisrecht als Teil des 

bürgerlichen Rechts abschließend Gebrauch ge-

macht habe, sodass die Länder aufgrund der da-

mit eintretenden Sperrwirkung von der Gesetzge-

bung ausgeschlossen seien. 

Lediglich Professor Kirchhof habe in einem Gut-

achten für den Zentralen Immobilien Ausschuss 

vertreten, dass es für ein Verbot der Abwälzung 

der Grundsteuer auf die Mieter der Gesetzge-

bungskompetenz für die Grundsteuer bedürfe. Er 

argumentiere, dass das Verbot, die Steuer auf 

den Mieter umzulegen, das grundsteuerliche Sys-

tem grundrechtserheblich verändere, weil hin-

sichtlich des Grundrechtseingriffs darauf abzustel-

len sei, wer die Steuer trage. Bislang sei der 

Vermieter zwar Steuerschuldner, d. h. gegen ihn 

richte sich der Steueranspruch. Aber er sei nicht 

Steuerträger - zumindest dann nicht, wenn er die 

tatsächliche Steuerlast nicht wirtschaftlich trage, 

sondern sie auf die Mieter abwälze. Das Umlage-

verbot würde insoweit den bisher entlasteten 

Vermieter als Steuerschuldner zu einem neuen 

Steuerträger machen. Für einen solchen steuer-

rechtlichen Systemwechsel sei der Steuergesetz-

geber zuständig. 

Diese Auffassung sei nach Ansicht des GBD 

schon deswegen fraglich, weil steuerrechtlich 

stets der Eigentümer Steuerschuldner der Grund-

steuer sei. Im Steuerrecht sei aber nur die Steu-

erschuldnerschaft geregelt, nicht die Abwälzung. 

Dementsprechend sei der Steuerträger auch nicht 

Beteiligter des Steuerschuldverhältnisses. 

Hinzu komme, dass Fälle der schuldrechtlichen 

Vermietung des Eigentums und die daraus resul-

tierende Möglichkeit, die Steuerlast abzuwälzen, 

nur eine von mehreren möglichen Konstellationen 

sei. In vielen Fällen bleibe der Eigentümer selbst 

Steuerträger - namentlich immer dann, wenn das 

Gebäude nicht vermietet sei -, was aus Sicht des 

GBD gegen einen steuerrechtlichen System-

wechsel spreche. 

Auch habe das Bundesverfassungsgericht in dem 

schon erwähnten Nichtannahmebeschluss ent-

schieden, dass die Grundsteuer - anders als etwa 

die Umsatzsteuer oder die Verbrauchssteuern - 

unabhängig von der privatrechtlichen Zulässigkeit 

dieses Vorgangs gerade nicht auf die Abwälzung 

angelegt sei. 

Soweit der GBD dies in der knappen zur Verfü-

gung stehenden Zeit habe eruieren können, sei 

die Auffassung von Professor Kirchhof als Ein-

zelmeinung anzusehen. 

Auch die bisher existierenden Gesetzgebungs-

vorhaben, mit denen die Umlagefähigkeit habe 

abgeschafft werden sollen, zielten auf eine Ände-

rung des BGB ab. Zu diesen Vorhaben gehöre 

zum einen ein Gesetzentwurf der Bundestags-

fraktion von Bündnis 90/Die Grünen von März 

2019, der inzwischen abgelehnt worden sei, so-

wie eine Initiative der Länder Berlin und Thürin-

gen von September 2019, die derzeit von den 

Bundesratsausschüssen beraten werde. 

Zu einer anderen Bewertung könne man mög-

licherweise mit Blick auf den Bereich des preisge-

bundenen, öffentlich-rechtlich geförderten Wohn-

raums kommen. Hier habe bis zur Föderalismus-

reform eine konkurrierende Gesetzgebungskom-

petenz des Bundes nach Artikel 72 Abs. 1 Nr. 18 

GG vorgelegen, welche vor allem die Wohnraum-

bewirtschaftung, die Wohnungsbauförderung und 

den sozialen Wohnungsbau einschließlich Sub-

ventionen und deren Rückabwicklung sowie auch 

zum Zeitpunkt der Grundgesetzänderung die 

Mietpreisbindung zumindest staatlich geförderter 

Wohnungen beinhaltet habe. 

Dies sei nach Rechtsprechung des Bundesver-

fassungsgerichts 2006 in die Zuständigkeit der 

Länder übergegangen, sodass es insoweit zu-

mindest denkbar wäre, dass hier eine Regelungs-

kompetenz vorliege. Dies müsste aber gegebe-

nenfalls für die jeweils vorgesehenen Regelungen 

und insbesondere auch im Zusammenhang mit 

dem gesetzlichen Gesamtregelungskonzept ge-

nauer geprüft werden. 

Auch gebe es nach wie vor die Anforderung einer 

widerspruchsfreien Rechtsordnung. Eine solche 

wäre nicht gegeben, wenn es bei den bundes-

rechtlichen BGB-Regelungen bliebe. 

Schließlich sei darauf hinzuweisen, dass die Um-

lage der Grundsteuer auf die Mieter, die insbe-

sondere auch Nutzer kommunaler Infrastruktur 
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seien, besser in die jetzt gewählte Konzeption der 

Grundsteuer - eine auf dem Äquivalenzprinzip 

gründende Steuer zur Abgeltung der über das 

Grundstück vermittelten Nutzungsmöglichkeiten 

hinsichtlich der kommunalen Infrastruktur - passe 

als ein Umlageverbot. Ein solches würde mög-

licherweise einen Widerspruch bedeuten. 

Zur Frage von möglichen Eingriffen in die kom-

munale Selbstverwaltung 

Die in der 126. Sitzung am 26. Mai 2021 von der 

Abg. Frau Heiligenstadt gestellte Frage, ob durch 

§ 6 - Hebesatz - in die kommunale Selbstverwal-

tung eingegriffen werde, sei nach Auffassung des 

GBD zu verneinen. 

§ 6 verpflichte Gemeinden, den aufkommensneu-

tralen Hebesatz zu informatorischen Zwecken zu 

ermitteln und zu veröffentlichen. Dies sei der He-

besatz, bei dem das nach den Regelungen ab 

2025 zu erwartende Steueraufkommen der Höhe 

nach dem Steueraufkommen nach den bisherigen 

Regelungen entspreche. 

Das Recht der Gemeinden, den Hebesatz u. a. 

für die Grundsteuer festzulegen, sei in Artikel 106 

Abs. 6 Satz 2 GG verbürgt. Dort heiße es:  

„Den Gemeinden ist das Recht einzuräumen, 

die Hebesätze der Grundsteuer und Gewerbe-

steuer im Rahmen der Gesetze festzusetzen.“  

Das insoweit gewährleistete Hebesatzrecht sei 

eine spezielle Ausprägung der kommunalen 

Selbstverwaltungsgarantie und konkretisiere die-

se. Sie diene der Sicherung einer angemessenen 

Finanzausstattung der Gemeinden. 

Einfachgesetzlich sei das Hebesatzrecht der Ge-

meinden in § 25 Abs. 1 GrStG geregelt. Dort hei-

ße es:  

„Die Gemeinde bestimmt, mit welchem Hun-

dertsatz des Steuermessbetrags oder des Zer-

legungsanteils die Grundsteuer zu erheben 

ist.“ 

Die Geltung des § 25 GrStG und damit auch des-

sen Absatzes 1 sei aber durch den mit Vorlage 13 

(neu) hinzugefügten § 6 Abs. 3 noch einmal klar-

gestellt worden. Die Gemeinde werde eben nicht 

verpflichtet, den aufkommensneutralen Hebesatz 

festzusetzen. Dessen Ermittlung diene vielmehr 

nur Informationszwecken. 

Außerdem sei auch die verfassungsrechtliche 

Verbürgung des Hebesatzrechtes nur im Rahmen 

der Gesetze vorgesehen und unterliege damit 

derselben Einschränkung wie das Recht auf 

kommunale Selbstverwaltung nach Artikel 28 

Abs. 2 Satz 1 GG und die dazugehörende kom-

munale Finanzhoheit. 

Die Steuergesetze könnten Gemeinden nach ei-

nem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur 

Gewerbesteuer daher zur Erhebung der Steuer 

verpflichten und auch einen Mindesthebesatz 

festlegen. Auch würden den Gemeinden in § 26 

sowie in § 25 Abs. 3 und 4 GrStG Vorgaben hin-

sichtlich der Festsetzung des Hebesatzes ge-

macht.  

Unter diesen Gesetzesvorbehalt fielen nach bun-

desverwaltungsgerichtlicher Rechtsprechung im 

Übrigen auch die landesrechtlichen Regelungen 

zur kommunalen Haushaltswirtschaft und über die 

Kommunalaufsicht, sodass die Kommunalauf-

sichtsbehörde bei sachgerechter Ausübung des 

ihr zustehenden Entschließungs- und Auswahl-

ermessens befugt sei, bei Nichterfüllung einer der 

Gemeinde obliegenden haushaltsrechtlichen Ver-

pflichtung und unter Beachtung des Verhältnis-

mäßigkeitsgebots kommunalaufsichtsrechtlich tä-

tig zu werden und pflichtwidrige Maßnahmen zu 

beanstanden und aufzuheben. 

Das Bundesverwaltungsgericht habe zudem ent-

schieden, dass dies zumindest bei einer anhal-

tenden Haushaltsnotlage ohne schlüssiges 

Haushaltssicherungskonzept auch Beschlüsse 

zur Festsetzung von Hebesätzen betreffen könne.  

Diese Möglichkeit bestehe aber auch ohne die 

und unabhängig von der Verpflichtung der Ge-

meinden nach § 6, den aufkommensneutralen 

Hebesatz zu ermitteln, sodass der GBD hier kei-

nen Zusammenhang erkennen könne. 

Zu möglichen Folgen einer Verfassungswidrigkeit 

des NGrStG 

Zu der in der 126. Sitzung am 26. Mai 2021 von 

der Abg. Heiligenstadt gestellten Frage, ob in 

dem Fall, dass das niedersächsische Grundsteu-

ermodell vom Bundesverfassungsgericht für ver-

fassungswidrig erklärt würde, ein Erstattungsan-

spruch seitens der Steuerschuldner bestünde, 

führte die Vertreterin des GBD aus, dies hänge 

vom Tenor einer eventuellen Entscheidung des 

Bundesverfassungsgerichts ab. 
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Grundsätzlich erkläre das Bundesverfassungsge-

richt verfassungswidrige Gesetze für nichtig. Al-

lerdings folge aus § 79 Abs. 2 des Bundesverfas-

sungsgerichtsgesetzes der allgemeine Rechts-

grundsatz, dass nicht mehr anfechtbare Ent-

scheidungen, die auf einer für nichtig erklärten 

Norm beruhten, unberührt blieben, also nicht 

mehr in ihrer Existenz in Frage gestellt werden 

sollten, und keine Rückabwicklung erfolge. Ledig-

lich soweit die Ausgangsentscheidung noch nicht 

oder nicht vollständig vollzogen worden sei, greife 

eine Vollstreckungssperre. 

Das Bundesverfassungsgericht könne eine 

Rechtsnorm in bestimmten Fällen aber auch le-

diglich für unvereinbar mit dem Grundgesetz oder 

einer einzelnen Regelung des Grundgesetzes er-

klären und festlegen, ab wann die gesetzliche 

Regelung nicht mehr angewendet werden dürfe. 

In einem solchen Fall bestehe im Grundsatz eine 

Anwendungssperre, und laufende Verfahren sei-

en auszusetzen. Eine solche Unvereinbarkeitser-

klärung verpflichte den Gesetzgeber zu einer 

Neuregelung. 

Die Unvereinbarkeitserklärung komme insbeson-

dere bei zwei Fallgruppen zur Anwendung: 

Erstens werde sie herangezogen, wenn der Ge-

setzgeber einen verfassungswidrigen Zustand 

durch unterschiedliche Regelungen beseitigen 

könne. Dadurch solle der Gestaltungsspielraum 

des Gesetzgebers geschützt werden. Das sei 

insbesondere der Fall bei Gleichheitsverstößen, 

d. h. Verstößen gegen Artikel 3 GG, der auch in 

der Grundsteuergesetzgebung eine wichtige Rol-

le spiele. Es sei dem Gesetzgeber hier grundsätz-

lich möglich, dem Verstoß auf unterschiedliche 

Art und Weise abzuhelfen, nämlich indem er ent-

weder die Begünstigung ausdehne oder abschaf-

fe oder eine umfassende Neuregelung vorsehe. 

Zweitens komme die Unvereinbarkeitserklärung 

zur Vermeidung gravierender Nichtigkeitsfolgen 

infrage. Sie werde dann regelmäßig durch eine 

Fortgeltungsanordnung oder - in Ausnahmefällen 

- durch eine Übergangsregelung flankiert. Dies 

sei bisher insbesondere im Zusammenhang mit 

Steuergesetzen der Fall gewesen. Hier habe das 

Bundesverfassungsgericht im Interesse einer ver-

lässlichen Finanz- und Haushaltsplanung eine 

Fortgeltungsanordnung getroffen, weil ansonsten 

die Rechtsgrundlage für die Steuererhebung ganz 

oder teilweise weggefallen wäre. 

Letztlich gebe es verschiedene Möglichkeiten, 

den Tenor einer entsprechenden verfassungsge-

richtlichen Entscheidung auszugestalten. Im Fall 

seines Urteils zur Grundsteuer beispielsweise ha-

be das Bundesverfassungsgericht die Regelun-

gen zur Einheitsbewertung für mit Artikel 3 GG 

unvereinbar erklärt und den Gesetzgeber zur 

Neuregelung verpflichtet. Es habe gleichzeitig ei-

ne Fortgeltungsanordnung bis Ende des Jahres 

2019 sowie bis zu fünf Jahre nach Verkündung 

einer spätestens bis Ende 2019 zu treffenden 

Neuregelung, längstens aber bis Ende 2024, ge-

troffen. 

Diese Fortgeltungsanordnung betreffe dabei zum 

einen die in der Vergangenheit festgestellten Ein-

heitswerte und die darauf beruhende Grundsteu-

ererhebung. Sie betreffe zum anderen aber auch 

einen begrenzten Zeitraum in der Zukunft, näm-

lich zunächst den Zeitraum bis zum Ergehen ei-

ner Neuregelung in der dafür gesetzten Frist und 

nach Ergehen einer Neuregelung innerhalb dieser 

Frist für weitere fünf Jahre, längstens aber bis 

Ende 2024. 

Diese in ihrer Dauer und Struktur als außerge-

wöhnlich anzusehende Fortgeltungsanordnung 

beruhe dabei ausdrücklich auf den besonderen 

Sachgesetzlichkeiten der Grundsteuer, insbeson-

dere auf dem Umsetzungsaufwand bei einer mög-

licherweise erforderlichen Neubewertung. 

Das Bundesverfassungsgericht habe zudem ent-

schieden, dass in Anbetracht der außergewöhn-

lich lange geltenden Fortgeltungsanordnung nach 

Ende der Fortgeltung selbst keine Belastungen 

mehr auf bestandskräftige Bescheide gestützt 

werden dürften. 

Letztlich sei es zwar nicht sicher vorhersagbar, 

aber durchaus möglich, dass das Bundesverfas-

sungsgericht in dem Fall, dass es die Regelungen 

des NGrStG für mit dem Grundgesetz unverein-

bar erklären würde, den Gesetzgeber zu einer 

Neuregelung verpflichten und gegebenenfalls ei-

ne begrenzte Fortgeltung der Regelung anordnen 

würde. Insofern könne der GBD hierzu keine ab-

schließende Einschätzung abgeben. 

* 

Abg. Ulf Thiele (CDU) und Abg. Alptekin Kirci 

(SPD) bedankten sich namens der regierungstra-

genden Fraktionen bei Frau Dr. Schröder für die 

Erarbeitung der Formulierungsvorschläge und 

Anmerkungen des GBD in den Vorlagen 13 und 
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15 und bei Frau Sachs als Vertreterin des Fi-

nanzministeriums für die Zusammenarbeit mit 

dem GBD bei der Bewertung und Klärung teils 

komplexer rechtlicher Fragen in einem relativ en-

gen zeitlichen Rahmen.  

Vors. Abg. Stefan Wenzel (GRÜNE) und Abg. 

Christian Grascha (FDP) schlossen sich dem 

Dank an den GBD an.  

Abschließend ermächtigte der Ausschuss den 

Gesetzgebungs- und Beratungsdienst, gegebe-

nenfalls noch notwendig werdende redaktionelle 

Änderungen vorzunehmen. 

 

Beschlüsse 

zum Änderungsvorschlag der Fraktion der FDP 

zu a (Vorlage 16): 

Der Ausschuss lehnte den Änderungsvorschlag 

mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und der 

CDU sowie der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

gegen die Stimmen der Fraktion der FDP ab. 

 

zum Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und 

der CDU unter a: 

Der - federführende - Ausschuss empfahl dem 

Landtag, den Gesetzentwurf in der Fassung der 

Vorlage 15 des GBD anzunehmen.  

Zustimmung: SPD, CDU 

Ablehnung: GRÜNE, FDP 

Enthaltung: - 

Dieser Beschluss erging vorbehaltlich der Zu-

stimmung des - mitberatenden - Ausschusses für 

Rechts- und Verfassungsfragen und des - mitbe-

ratenden - Ausschusses für Inneres und Sport. 

Berichterstatter: Abg. Frank Henning (SPD). Der 

Ausschuss beschloss, dass ein kurzer zusam-

menfassender mündlicher Gesamtbericht und ein 

ergänzender schriftlicher Bericht erstattet werden 

sollen. 

 

zu den Anträgen unter b, c und d: 

Der Ausschuss empfahl dem Landtag, den An-

trag unter b im Hinblick auf die Auflösung der 

Fraktion der AfD für erledigt zu erklären sowie die 

Anträge unter c und d abzulehnen. 

 

zu b: 

Zustimmung: SPD, CDU, GRÜNE, FDP 

Ablehnung: - 

Enthaltung: - 

zu c: 

Zustimmung: SPD, CDU, FDP 

Ablehnung: GRÜNE 

Enthaltung: - 

zu d:  

Zustimmung: SPD, CDU, GRÜNE 

Ablehnung: FDP 

Enthaltung: - 

 

*** 
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